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____ Beschlussvorschlag zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 201-06-2020 der
Gemeindevertretung der Sitzung vom 30.01.2020

Beschlussvorschlag:
Gemeindevertretung beschließt in Ihrer Sitzung am 24.09.2020 die Aufhebung des
Beschlusses Nr. 201-06-2020 der Gemeindevertretung der Sitzung vom 30.01.2020 -

Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages zwischen den Amtern Nord-Rügen, West
Rügen, Mönchgut-Granitz, den Städten Bergen auf Rügen, Sassnitz, Putbus sowie der
Gemeinde Ostseebad Binz zur Durchführung von dringenden notwendigen Investitionen an
der Tiernotstation Tilzow

Begründung:
Der öffentlich-rechtliche Vertrag ist durch den Austritt mehrerer Vertragspartner in
Verbindung mit der Kündigung der Leistungsverträge mit der Tiernotstation nicht mehr
umsetzbar. Demzufolge kam dieser öffentlich-rechtliche Vertrag nicht zu Stande, und der
Beschluss ist daher aufzuheben.



Finanzielle Auswirkungen

El Einnahmen EI Mittel stehen zur
Verfügung

ProduktlSK:
~ keine haushaltsmäßige Berührung

fl Mittel stehen nicht zur
Verfügung

Bemerkungen: geplante Mittel konnten im Nachtrag gestrichen werden.

Frauen- und gleichstellungsrelevante Auswirkungen: El ja IXI nein
Begründung:

~lagen: EI keine ~
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Auszug aus dem Protokoll der Sitzung der Gemeindevertretung vom 30.1.2020

Beschluss-Nr. 201-06-2020
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 30.01.2020 den Abschluss eines
öffentlich-rechtlichen Vertrages zwischen den Ämtern Nord-Rügen, West-Rügen, Mönchgut
Granitz, den Städten Bergen auf Rügen, Sassnitz und Putbus sowie der Gemeinde Qstseebad
Binz zur Durchführung von dringend notwendigen Investitionen an der Tiemotstation Tilzow

Abstimmungsergebnis
Gesetzlich gewählte Vertreter:
Anwesend
J&Stimmen:
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Auf der Grundlage des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung
in Mecklenburg-Vorpommern (Sicherheits- und Ordnungsgesetz - SOG M-V) i.V.m. der
Landesverordnung zur Bestimmung der zuständigen Behörden für die Durchführung des
Fundrechts sind die Ämter und kreisangehörigen Städte für die Unterbringung von
Fundtieren verantwortlich.

Um diese Aufgabe wirtschaftlich erfüllen zu können, wird auf der Grundlage des § 165 der
Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommem vom 13.07.2011 (GVOBI. M-V
5. 777) für durchzuführende Investitionen folgender öffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen
den Ämtern

Nord-Rügen - vertreten durch den Amtsvorsteher,
West-Rügen - vertreten durch den Amtsvorsteher,
Mönchgut-Granitz - vertreten durch den Amtsvorsteher,
Bergen auf Rügen - vertreten durch den Amtsvorsteher

und den Städten

Sassnitz- vertreten durch den Bürgermeister,
Putbus - vertreten durch die Bürgermeisterin,
Ostseebad Binz - vertreten durch den Bürgermeister

geschlossen:

§ 1 Aufgabe und Umfang der Zusammenarbeit

Zur Erfüllung der Aufgaben für den Bereich der Fundtiere nach dem Gesetz über Sicherheit
und Ordnung M-V nehmen die Städte und Ämter der Insel Rügen die Tiernotstation in Tilzow
in Anspruch. Für den laufenden Betrieb sind die entsprechenden baulichen Zustände
vorzuhalten. Eigentümer der Liegenschaft ist die Stadt Bergen auf Rügen. Die Betreibung
erfolgt durch den Verein „Tierschutzverein Rügen/Hiddensee e.V.° Der Verein ist Mieter der
Liegenschaft.

§ 2 Kosten

Um einen reibungslosen Ablauf des Betriebes der Tiemotstation zu gewährleisten, ist es
notwendig, dringende Investitionen an den Gebäuden durchzuführen. Die Stadt Bergen auf
Rügen verpflichtet sich, die notwendigen Investitionen fachlich zu prüfen, sie mit
entsprechenden finanziellen Auswirkungen aufzulisten und durchzuführen. Den
Vertragspartnern ist diese Ubersicht nachvollziehbar zu erstellen und auszuhandigen Im
Gegenzug verpflichten sich alle Vertragspartner mit einer Beteiligung an den Kosten nach
dem Einwohnerschlüssel. Bis zum 30. Juni eines jeden Jahres werden durch alle Beteiligten
die durchzuführenden Maßnahmen besprochen und festgelegt. Die Vertragspartner müssen
diesen Investitionen zustimmen. Die finanziellen Mittel sind in den Haushaltssatzungen der
Ämter und Gemeinden einzustellen und unterliegen somit der Zustimmung der Vertretungen
(Stadtvertretung, Amtsausschuss, Gemeindevertretung). Die Durchführung erfolgt im darauf
folgenden Kalendeijahr und die Kosten werden pro Einwohner der jeweiligen Städte und
Ämter an die Stadt Bergen auf Rügen gezahlt.

Für das Jahr 2019 wird vereinbart, dass die Elektroarbeften auszuführen sind. Dafür ist eine
Umlage im Jahr 2020 in Höhe von 1,50 Euro je Einwohner durch die Vertragspartner zu
zahlen.



Stichtag zur Ermittlung der Einwohnerzahl ist der 3112 2018 Nach Abrechnung der
durchgeführten Maßnahme durch die Stadt Bergen auf Rügen gegenuber den restlichen
Vertragspartnern ist die Umlage innerhalb eines Monates nach Zahlungsaufforderung dur h
die Stadt Bergen auf Rugen fall g

§ 3 Vertragsänderung und Kündigung

1. Die Parteien können den Vertrag jederzeit schriftlich ohne Angaben von Gründen mit einer
Frist von 6 Monaten zum Jahresende kündigen.

2. Bei einer wesentlichen Änderung der tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse kann
jede Vertragspartei zunächst eine Anpassung des Vertrages verlangen. Ist eine Anpassung
nicht möglich oder einer Vertragspartei nicht zumutbar oder sollen schwere Nachteile für das
Gemeinwohl verhütet oder beseitigt werden, so kann eine Vertragspartei vom Recht der
außerordentlichen Kündigung Gebrauch machen. Die Kündigungsfrist beträgt in diesem Fall
2 Monate zum Quartalsende.

3. Änderungen der Vereinbarung sowie Nebenabreden bedürfen der Schriftform.

§ 4 Wirksamkeit

1. Nach § 22 Abs. 3 Nr. 13 und § 134 KV M-V entscheiden die Stadt-/Gemeindevertretungen
und Amtsausschüsse über den Abschluss öffentlich-rechtlicher Verträge nach § 165 KV M-V.

2. Der Amtsausschuss des Amtes Mönchgut-Granitz hat dem öffentlich-rechtlichen Vertrag
seine Zustimmung erteilt.

3. Der Amtsausschuss des Amtes Bergen auf Rügen hat dem öffentlich-rechtlichen Vertrag
seine Zustimmung erteilt.

4. Der Amtsausschuss des Amtes Nord-Rügen hat dem öffentlich-rechtlichen Vertrag seine
Zustimmung erteilt.

5. Der Amtsausschuss des Amtes West-Rügen hat dem öffentlich-rechtlichen Vertrag seine
Zustimmung erteilt.

6. Die Gemeindevertretung des Ostseebades Binz hat dem öffentlich-rechtlichen Vertrag
seine Zustimmung erteilt.

7. Die Stadtvertretung Sassnitz hat dem öffentlich-rechtlichen Vertrag seine Zustimmung
erteilt.

8. Die Stadtvertretung Putbus hat dem öffentlich-rechtlichen Vertrag seine Zustimmung
erteilt.
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§ 5 Inkrafttreten
Diese Vereinbarung tritt nach Genehmigung durch die Rechtsaufsichtsbehörcle in Kraft.

§ 6 Bekanntmachung
Der öffentlich-rechtliche Vertrag wird nach Genehmigung durch die Rechtsaufsichtsbehörde
öffentlich bekannt gemacht.

Bergen auf Rügen

Hans Lange Karsten Schneider
Amtsvorsteher Bergen auf Rügen Bürgermeister Ostseebad Binz

Beatrix Wilke Frank Kracht
Bürgermeisterin Putbus Bürgermeister Sassnitz

Reinhard Liedtke
Amtsvorsteher Amt Mönchgut-Granitz Amtsvorsteher Amt Nord-Rügen

Amtsvorsteher Amt West-Rügen


